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Ende dieses Jahres wird sich der Gesundheitsausschuss des Bundestags in 
einer öffentlichen Anhörung mit der Situation von Patienten beschäftigen, die 
Cannabis als Medikament benötigen. 
 
Cannabis ist, obwohl es nur vernachlässigbare Nebenwirkung hat, verboten. Vie-
le schwerkranke Menschen sind aber darauf angewiesen, da andere Medikamen-
te nicht ausreichend wirken. Dazu zählen Patienten mit starken Schmerzen, 
Krebs, Multipler Sklerose, Querschnittslähmung, Epilepsie, Tourette-
Syndrom, HIV-Infektion, Hepatitis, Rheumatismus. 
 
Obwohl Patienten und Mediziner seit über 10 Jahren für die Legalisierung von 
Cannabis als Medikament kämpfen und 2/3 der deutschen Bevölkerung diese 
Legalisierung befürwortet, weigert sich die Bundesregierung bisher, das Elend 
dieser Patienten endlich zu beenden. 
 
Während in vielen Staaten der Zugang zu medizinischem Cannabis inzwischen 
legal ist oder zumindest geduldet wird, werden hierzulande Patienten von der 
Justiz verfolgt und ihre Medizin beschlagnahmt.  
 
Allein im letzten Jahr wurden 3 Patienten, die sich im Selbsthilfenetzwerk-
Cannabis-Medizin organisiert haben, sogar ins Gefängnis gesteckt, alle 3 sehr 
krank. Einer von ihnen ist nur wenige Monate nach seiner Haftentlassung verstor-
ben. Ein weiterer Patient, mit schwersten Schmerzen bei dem Opiate nicht aus-
reichend wirken, sitzt nach der Beschlagnahme seines Medikaments schreiend 
und weinend zuhause, weil die Schmerzen unerträglich sind. 
 

Wir brauchen Ihre Unterstützung!  
 

Unterschreiben Sie unsere Petition an den Bundestag.  
Dieser wird zur öffentlichen Anhörung  

den Mitgliedern des Gesundheitsausschusses vorgelegt. 
 



Mit großer Empörung haben wir erfahren, dass schwerkranken Menschen, die Cannabis als Medizin benöti-
gen, dieses Medikament verweigert wird.  
 

Die Möglichkeit der legalen Verwendung von Cannabisprodukten ist in Deutschland eine soziale Frage, denn 
gut betuchte Patienten können sich den Cannabiswirkstoff Dronabinol auf einem ärztlichen Privatrezept ver-
schreiben lassen, während die ärmeren Patienten, die sich zwangsweise illegal mit der natürlichen Pflanze 
therapieren, kriminalisiert und ihre Medizin beschlagnahmt wird. Sie werden von der Justiz verfolgt und sogar 
ins Gefängnis gesteckt.  
 

Das Antragsverfahren auf eine Ausnahmegenehmigung zur Verwendung natürlicher Cannabisprodukte ist 
kompliziert, für die meisten Bedürftigen aussichtslos und somit reine Augenwischerei. Angesichts der Tatsa-
che, dass Cannabis bei schweren Erkrankungen wie HIV-Infektion, Multipler Sklerose, Epilepsie und Krebs, 
Glaukom, Tourette-Syndrom und bei starken Schmerzen unterschiedlicher Ursache Linderung bewirken kann, 
ist von einer großen Zahl Bedürftiger auszugehen. Aber nicht einmal zwei Hand voll haben eine Genehmigung 
bekommen.  
 
*Wir fordern die Mitglieder des Deutschen Bundestages auf, diesen menschenverachtenden Umgang 
mit schwerkranken Patienten sofort zu beenden!  
 
*Wir fordern die Erweiterung des Betäubungsmittelgesetzes um einen § 31 b, der regelt, dass Patien-
ten, die eine ärztliche Empfehlung zur Cannabisanwendung haben, nicht juristisch verfolgt werden 
dürfen und ihr Cannabis nicht beschlagnahmt werden darf!  
 
*Wir fordern die Umstufung von Cannabis zu einem verschreibungsfähigen Arzneimittel!  

Name Vorname Strasse, PLZ, Ort Unterschrift 

    

    

    

    

    

    

    

    

    

    


